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Handel vereinigt?
Verhandlungsstart zwischen Zentralamerika und der

Europäischen Union

Die Europäische Union (EU) und Zentralamerika beginnen im März die Verhandlungen, die es erlauben werden, einen
Handelsvereinigungsabkommen zwischen beiden Regionen aufzustellen. Doch angesichts der Tatsache, dass Mittelameri-
ka keine grosse Handelsbedeutung für Europa hat und auch für die Zukunft keinen signifikanten Absatzmarkt darstellt,
muss man sich zwangsweise die Frage nach dem Warum dieses Abkommens stellen. Laut AnalystInnen besteht dessen
Hauptzweck darin, europäischen transnationalen Unternehmen die Türen in die Winkel zu öffnen, wo die Region noch
Perspektiven zur Privatisierung anbietet. Dies wird gleichzeitig der EU ermöglichen, ihre Positionen auf dem multilateralen
Handelsfeld zu stärken, speziell in den Themen, bei denen auf der Ebene der Welthandelsorganisation (WTO) kein Fort-
schritt zu verzeichnen ist. Die VertreterInnen der EU gestehen diese Gründe durchaus zu, ziehen es jedoch vor, andere
Aspekte des Abkommens hervorzuheben, wie den politischen Dialog, die Zusammenarbeit und eine spezielle Menschen-
rechtsklausel. Doch hier stellt sich für bestimmte Gruppen der Zivilgesellschaft, die noch nicht wissen, ob sie an den
Verhandlungen teilnehmen werden, eine neue Frage: Wäre es möglich, den kommerziellen Teil der Vereinbarungen abzuleh-
nen, ohne andere Abschnitte zu gefährden (eingeschlossen der Ressourcenfluss aus der EU)?

Wir veröffentlichen einen Artikel, der in der Nr. 1692 von Inforpress Centroamericana erschienen ist.

Die Schaffung eines Vereinigungsabkommens zwischen
EU und Zentralamerika wird seit dem Gipfel der Staats- und
Regierungschefs/chefinnen der EU, Lateinamerika und der
Karibik vorangetrieben, der im Mai 2004 im mexikanischen
Guadalajara stattfand. Im Mai 2006, während eines entspre-
chenden Gipfels in Wien, konkretisierten die VertreterInnen
der EU und des Isthmus bereits einige Details des Abkom-
mens, das zum ersten Mal zwischen beiden Regionen ein Frei-
handelsabkommen (TLC) enthält.

Doch die EU hat wissen lassen, dass sie mit Zentralame-
rika nur en bloque verhandelt. Auf diese Weise hat sie die
Verhandlungseröffnung für den TLC gleich mit einer grundle-
genden Voraussetzung konditioniert: die Vertiefung der regio-
nalen Wirtschaftsintegration.

Gemäss der Deklaration von Wien handelt es sich bei
dieser Integration vor allem um einen institutionellen Rahmen,
die Zollunion und die Eliminierung von nicht-tariflichen Han-
delsbarrieren im innerregionalen Handel. „Diese Voraussetzung
trägt zur Vereinfachung des Handelsprozesses bei und zur
zukünftigen freien Zirkulierung von Waren- und Dienstleistun-
gen innerhalb der Region, die aus der EU stammen“, sagt Ana-
lyst Tobias Lambert von der Heinrich Böll-Stiftung.

Der Repräsentant der Europäischen Kommission in Gua-
temala, Joao Melo de Sampaio, ist der Ansicht, dass die Zoll-
union synonym steht für einen integralen Markt, der erlaubt,
alle sechs Länder des Isthmus (Panama, Costa Rica, Nicara-
gua, Honduras, El Salvador und Guatemala) als eine einzige

Region zu fördern. Im Interview mit Inforpress berichtet
der Diplomat, dass die betroffenen Länder einverstanden
seien mit 82% der Vorschläge über die Verteilung der Ein-
nahmen der peripheren Zölle und übrigen Einfuhrsteuern.
Gleichwohl gäbe es zwei weitere Schlüsselthemen zu ver-
handeln: 1. Die Ratifizierung des Zentralamerikanischen
Vertrags über Investitionen und Dienstleistungen und 2.
die Entwicklung eines Hoheitssystems zur Absicherung
der regionalen Wirtschaftsdisziplinen. Hinsichtlich dieses
letztgenannten Mechanismus hat die EU bereits 10 Mio.
Euro während fünf Jahren investiert, um den Gerichtshof,
das Generalprokurat und die anderen juristischen Institu-
tionen zu stärken.

Inzwischen zeigt sich die EU, die anfangs von Zen-
tralamerika eine einzelne Verhandlungsperson für die Dis-
kussionen um ein eventuelles Handelsabkommen gefor-
dert hat, dazu bereit, mit einem Team aus VertreterInnen
der einzelnen Länder zu verhandeln. Francesca Mosca,
die EU-Botschafterin in Nicaragua, wies unterdessen dar-
auf hin, dass der zentralamerikanische Vorschlag vom Block
der 27 europäischen Länder akzeptiert werden müsse. Zu-
dem versicherte sie, dass die Zivilgesellschaft der Region
an den Verhandlungen beteiligt werden sollte. Dafür sei
vorgesehen, Anfang März ein Forum in Honduras zu orga-
nisieren.

Derweil versicherte Melo de Sampaio, dass die EU
nicht vorhabe, einen simplen Freihandelsvertrag mit Zen-
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tralamerika schliessen zu wollen, son-
dern dass ein Abkommen mit einer poli-
tischen Dimension und einer Vertiefung
der Entwicklungszusammenarbeit vorge-
sehen sei. Durch dieses will die Euro-
päische Union Zentralamerika mit US-$
1 Mrd. unterstützen, deren Auszahlun-
gen zwischen 2007 und 2013 für priori-
sierte Programme wie den Kampf gegen
Armut, Umweltprobleme und die Verbes-
serung der Niveaus von Sicherheit und
Justiz getätigt werden sollen.

DR-CAFTA II?
Obwohl das Abkommen tatsächlich

Themen wie den politischen Dialog, die
Zusammenarbeit und eine Menschen-
rechtsklausel beinhaltet, liegt doch der
Nachdruck laut einigen AnalystInnen
auf dem Wirtschaftsaspekt. „Es ist ein
Abkommen mit all dem neoliberalen Ein-
fluss des Freihandels, der die Grossen
begünstigt und die schädigt, die immer
benachteiligt werden“, sagt Mario Ro-
dríguez vom Entwicklungsstudienrat
(CIID).

Entsprechend sind die Erläuterun-
gen des Wirtschaftsministers von Gua-
temala zu interpretieren, gemäss dem das
Verhandlungsteam aus vier Rundtischen
bestehe: a) Marktzugang, b) Dienstlei-
stungen, c) Institutionelle Angelegen-
heiten und d) Andere Themen. Ministe-
riale Aussagen bestätigen, dass die Auf-
merksamkeit auf den Zugangsmechanis-
men zu den Märkten liegt, die erlauben
werden, den Warenfluss zwischen den
Regionen zu erhöhen. „Diese Ankündi-
gung spiegelt bloss wider, welche Inter-
essen wirklich verfolgt werden, und dies-
bezüglich unterscheiden sie sich in
nichts von denen im Prozess um den Frei-
handelsvertrag zwischen den USA, Zen-
tralamerika und der Dominikanischen
Republik (DR-CAFTA)“, bringt es Ro-
dríguez auf den Punkt. Seine Ansicht
wird bestärkt durch die Aussagen von
Peter Mendelson, dem Handelsbeauf-
tragten der Europäischen Kommission,
der meint: „Diese Vereinbarungen schaf-
fen die Grundlagen für deutlich intensi-
vere Handels- und Wirtschaftsbeziehun-
gen zwischen der EU und den zentral-
amerikanischen wie andinen Ländern.“

Guatemala verfolgt derweil eine
ähnliche Strategie wie damals gegenüber
den Vereinigten Staaten, indem es ver-
sucht, die Vorteile zu festigen, die die
EU im Moment der Region durch das
Allgemeine Präferenzsystem SGP Plus1

gewährt. „Mit anderen Worten heisst
das“, erklärt Rodríguez, „dass die Kon-
solidierung der Zugangsvorteile, die die
grossen Exporteure geniessen, die in
erster Linie in Verbindung mit Kaffee,
Bananen, Tabak und Sesam stehen so-
wie in geringeren Mengen mit tropischen

Pflanzen und Früchten, allein die gros-
sen Unternehmensgruppen begünstig-
ten wird, die die Gewinner des ganzen
Prozesses der Handelsliberalisierung
sind.

Der Analyst setzt hinzu, die EU las-
se dabei bereits durchblicken, dass Zen-
tralamerika in ihrer Globalen Strategie
nur zwei Dinge bedeuten kann: 1. Die
gleichen Vorteile zu erreichen, die die
mittelamerikanische Region den USA
mittels des CAFTA zugebilligt hat und
2. die Themen aufzugreifen, die bei den
WTO-Verhandlungen in der Doha-Run-
de auf der Strecke geblieben sind und
somit sich den Zugang zum Markt der
USA zu verschaffen, was zukünftige
Vorteile generiere in den multilateralen
Verhandlungen angesichts des Schei-
terns der Verhandlungen von Hong
Kong und des Ins-Stocken-geraten der
Entwicklungsrunde in Doha. In diesem
Sinne zentriert die Europäische Union
ihr Interesse auf die Themen der Dienst-
leistungen, dem intellektuellen Eigen-
tum, Regierungsinvestitionen und –käu-
fen, schlicht: den Themen von Singapur
auf der Agenda der WTO.

Die Diskussion der Themen des
politischen Dialogs und des Zusammen-
arbeitsprozesses an den Rundtisch der
“Anderen Themen” zu delegieren,
weisst darauf hin, dass die Handels- und
Wirtschaftsaspekte definitiv vorherr-
schen, so wie es schon die Presseerklä-
rung der EU-Delegation in Guatemala be-
stätigt: „Die Abkommen werden die Be-
dingungen schaffen für die graduelle
Einführung einer Freihandelszone zwi-
schen der EU und den beiden Regionen
(Mittelamerika und Anden, die Red.) und
werden sowohl den intra- wie biregio-
nalen Handel entfalten.“ Angesichts die-
ser Prämissen schätzen zahlreiche Ana-
lystInnen, dass das Ergebnis ein klassi-
scher Freihandelsvertrag sein wird, im
besten neoliberalen Stil der Deregulie-
rung, mit Schutz für Investitionen und
verwalteter Handelsvereinbarung in der
Absicht, komparative Vorteile zwischen
beiden Regionen zu erhalten.

Suzan van der Meij vom Lobbypro-
gramm in Europa für Zentralamerika
(PICA), sagt die Konsequenzen des
Abkommens voraus: weniger Arbeits-
plätze, ein eingeschränkterer Zugang zu
grundlegenden Dienstleistungen auf-
grund der Privatisierungen und höhere
Lebenshaltungskosten, die unter ande-
rem auf die volkswirtschaftlichen Effek-
te sowie auf eine ungünstigere Handels-
bilanz zurückzuführen sind, da die euro-
päischen Importe zu- und die Exporte
abnehmen werden.

Geopolitische Interessen
Auf diese Ängste angesprochen,

gesteht Melo de Sampaio ein, dass die
Art der Investitionen, die mit dem Ab-
kommen in Zentralamerika vorangetrie-
ben werden sollen, keine massive Zu-
nahme von Arbeitsplätzen mit sich brin-
gen wird, „aber das ist heutzutage nor-
mal, wo die neuen Arbeitsplätze meist
Spezialisierungen nachfragen.“ Die mög-
liche Privatisierung von Dienstleistun-
gen sieht der EU-Funktionär als ermuti-
gend, „denn obwohl die Preise steigen,
werden die Dienste auch besser und der
Staat nimmt (von den Privatunterneh-
men) mehr Steuern ein, um in die öffent-
lichen Ausgaben investieren zu kön-
nen.“ Und hinsichtlich der möglichen
unvorteilhafteren Handelsbilanz ist Melo
de Sampaio der Ansicht, dass durch das
Abkommen wahrscheinlich die Exporte
steigen, da es ein enormes Wachstums-
potential gebe, traditionelle Produkte
nach Europa zu verkaufen.

Nichtsdestotrotz besagen Daten
der EUROSTAT, dass während der er-
sten vier Jahre des Freihandelsabkom-
mens zwischen der EU und Mexiko (2000-
04) der Handel zwischen den Partnern
gerade einmal um 3% gestiegen ist. Die
Exporte aus Mexiko in die EU wuchsen
im Schnitt um 5% pro Jahr, während die
Importe aus der EU leicht fielen.

Doch, so schliesst Melo de Sam-
paio letztendlich, das Hauptanliegen des
Abkommens sei nicht kommerziell, son-
dern geopolitisch. „Wir leben in einer
unipolaren Welt, und die EU ist daran
interessiert eine ausgeglichenere Welt
zu schaffen, wo die Länder mehr Macht
haben können, um in Blöcken oder als
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Regionen zu verhandeln. Daher stammt
unser Glaube in den Multilateralismus,
und Zentralamerika könnte ein strategi-
scher Alliierter sein.“

Tatsächlich hat die Wiederholung
im Verhandlungsmandat, das aus dem
Gipfel von Wien hervorging und vor-
sieht, die Zusammenarbeit zugunsten der
sozialen Kohäsion zu stärken, Erwartun-
gen geweckt, die weit über die unterneh-
merischen Bereiche hinausgehen. „Und
dieser Aspekt könnte die Bruchstelle
sein dafür, dass dieses Handelsabkom-
men weder kontrovers ist noch die glei-

chen Leidenschaften weckt, wie es beim
Prozess des CAFTA der Fall war“, spe-
kuliert Rodríguez.

------
1 Der SGP Plus, der für die zentral-

amerikanischen Länder am 1. Juli 2005 in
Kraft trat und rund 7´200 Produkte um-
fasst, ist ein System, das zusätzliche Prä-
ferenzen speziell gefährdeten Ländern
zugesteht unter der Bedingung, eine
Reihe von Kriterien zu erfüllen. Dazu
gehören die Ratifizierung und Implemen-
tierung von 27 internationalen Abkom-
men über nachhaltige Entwicklung und

Umwelt, Arbeitsrechte und Gute Regie-
rungsführung. Ausserdem darf die Pro-
dukt- und Exportpalette der involvierten
Länder nur wenig diversifiziert sein und
keines der Länder darf für mehr als 1%
der von der EU importierten Güter ver-
antwortlich zeichnen. Länder, die mehr
als 15% der Importe an die UE in einer
bestimmten Produktgruppe liefern, ver-
lieren ihren Präferenzstatus. In der Tex-
tilindustrie liegt das Limit gar bei 12,5%.
Diese Regelungen sollen dafür sorgen,
dass vor allem bedürftige Länder in den
Genuss von Zollerleichterungen kommen
können.

Ausnahmezustand: Bush war da
Guatemala, 13. März. Und sein

24stündiger Besuch in Guatemala auf
seiner Lateinamerikareise (siehe ¡Fijáte!
380)  hinterlässt bloss einen fahlen Nach-
geschmack. Der einzige etwas konkrete-
re Vorschlag des US-Präsidenten ist ein
regionaler Plan gegen den Drogenhan-
del und gemeinsame Anstrengungen
gegen die Jugendbanden. Der US-gua-
temaltekische Antidrogen-Plan Maya-
Jaguar wird derweil fortgesetzt. Ach,
und Bush ist bereit, die Internationale
Kommission gegen die Straflosigkeit in
Guatemala (CICIG) zu unterstützen. Hin-
sichtlich der guatemaltekischen Haupt-
sorge um die Landsleute, die ohne Do-
kumente in den USA leben, aber beson-
ders in der letzten Zeit massiv, rücksichts-
los und mit vielseitiger Schikane depor-
tiert werden, zog sich Bush schamlos aus
der Affäre: „Wir sind dazu verpflichtet,
die Personen mit Respekt zu behandeln,
aber wir müssen auch das Gesetz respek-
tieren.“ Und solange sich an diesem
nichts ändert, gehen die Deportationen
weiter. Doch der US-Präsident zeigte
sich optimistisch und kündete Änderun-
gen des Migrationsartikels für August
an, bei denen zumindest ein Zeitarbeits-
programm verabschiedet werden soll,
um die Mehrheit der „Illegalen“ zu do-
kumentieren. Die endgültige Entschei-
dung wird beim US-Senat liegen.

Aus verschiedenen Gründen war
Bushs Kommen im Vorfeld als Beleidi-
gung gegen Guatemala bezeichnet wor-
den. Die Zivilbevölkerung, inklusive der
Katholischen Kirche, kritisierte u.a. die
Unverfrorenheit des Besuchers, dass
noch am Tag seiner Abreise aus Wa-
shington in Massachusetts bei einer
Fabrik-Razzia 332 GuatemaltekInnen fest-
genommen und deportiert und auf diese
Weise 224 Minderjährige schutzlos zu-
rückgelassen wurden.

Während des Aufenthaltes von
Bush, seiner Frau Laura und Staatsse-
kretärin Condoleezza Rice herrschte in
Guatemala an einigen Orten der Ausnah-
mezustand. In der Hauptstadt wurden

von Sonntagmittag bis Montagabend
ganze Strassenzüge für den Auto- und
Fussverkehr gesperrt, der Luftraum wur-
de für privaten Verkehr komplett und für
kommerzielle Flüge wiederholt für Stun-
den geschlossen, in dieser Zeit ankom-
mende Fluggäste wurden in andere Län-
der umgeleitet. Zahlreiche Sicherheits-
kameras wurden installiert, verdeckte
AgentInnen bevölkerten die Stadt und
Konvois von 200 Autos transportierten
die Sicherheitskräfte. Der US-amerikani-
sche Secret Service hatte schon Tage
vorher das Kommando übernommen.
Aufgrund der gesperrten Strassen konn-
ten viele Geschäftsleute ihre Läden
gleich zulassen, zudem wurde die Ver-
sorgung der Hauptstadt mit Gemüse und
Obst aus dem Hochland beeinträchtigt,
wurden doch den Montag über 40 km
der Panamericana gesperrt. Bush sollte
nämlich das Dorf Santa Cruz Balanya
und die archäologische Stätte Iximché
in Tecpán, beides im Departement Chi-
maltenango, besuchen.

Doch auch hier ging der Ausnah-
mezustand gleich weiter. In Sta. Cruz, das
als Landwirtschaftsmodellprojekt gilt,
waren zuvor einige wohl zu elend aus-
sehende Häuser mit neuem Dach und
Farbe für ein „schönes Stadtbild“ aus-
gebessert, währenddessen der Secret
Service alle Häuser durchsuchte, sie teil-
weise besetzte und auf einschüchtern-
de Weise die Bevölkerung bei Versamm-
lungen instruierte, wie sie zu verhalten
hätten – so wie es militärische Praxis
während des internen bewaffneten Kon-
flikts war. Als der hohe Besuch das Dorf
betrat, wurden die nationalen Journali-
stInnen eine gute halbe Stunde in der
Schule eingesperrt; Scharfschützen wa-
ren auf den Dächern rund um Bushs Fla-
niermeile positioniert, Kampfhubschrau-
ber überflogen die Gegend.

Derweil hatten Maya-Priester und
–Organisationen den angekündigten
Besuch von Bush in Iximché als Affront
gegen die Ahnen und die indigene Kul-
tur bezeichnet, die sich seit der Conqui-

sta gegen den Imperialismus verteidigt
habe und jetzt nicht einmal konsultiert
wurde, ob der Gast die heilige Stätte be-
treten dürfe. Ausserdem stelle es einen
Missbrauch der Kultur dar, dass die
AnwohnerInnen von der Regierung
dazu aufgefordert wurden, traditionelle
Tänze und das Maya-Ballspiel aufzufüh-
ren. Noch bevor Bush ankam, wurde
angekündigt, nachher eine spirituelle
Säuberung des Ortes durchzuführen,
stelle Tecpán schliesslich Ende März
den Sitz für den III. Kontinentalen Gip-
fel der indigenen Völker und Nationali-
täten Lateinamerikas, auf dem just eine
gemeinsame Strategie erarbeitet werden
soll, wie der US-amerikanischen Politik
zu begegnen sei. In Iximché wurden die
nationalen JournalistInnen unterdessen
ins Museum ein gesperrt.

Die Tatsache, dass überhaupt nur
die schriftliche Presse und zwei Fern-
sehsender autorisiert waren, die Visite
zu dokumentieren, stellte den Höhe-
punkt der Einschränkung der Pressefrei-
heit dar.

Während Bush am Montagabend
im Nationalen Kulturpalast dinierte, kam
es zu Zusammenstössen zwischen De-
monstrantInnen und der Polizei, die, vom
Militär tatkräftig unterstützt, mit Tränen-
gas und Gewalt die siebenstündige Ma-
nifestation zu kontrollieren suchte. Zwei
Personen wurden festgenommen, drei
Mädchen und zwei Frauen wurden mit
Tränengasvergiftungen ins Kranken-
haus gebracht. Am Samstag zuvor hat-
ten vornehmlich Studierende der Uni-
versität San Carlos einen Protestmarsch
veranstaltet, der bis zur Nordamerikani-
schen Botschaft führte. Auf dem Weg
besprühten sie diverse Wände und
Monumente mit Anti-Bush-Graffitis und
verbrannten vor der Botschaft US-ame-
rikanische Flaggen. Vom Dach des Ge-
bäudes aus wurden sie dabei vom Se-
cret Service fotografiert und gefilmt.

Und wieder einmal hat die Regie-
rung die Souveränität des Landes aus
der Hand gegeben.
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Guatemala, 16. März. Seit dem 21.
Februar steht es fest: Rigoberta Men-
chú geht für das just in diesen Tagen
zur 20. Partei gekürte Encuentro por
Guatemala (EG) ins Wahlrennen um die
Präsidentschaft im September. (siehe
¡Fijáte! 379) Das Oberste Wahlgericht
(TLC) hat gerade die genauen Daten
dafür verkündet, die aber erst im Mai mit
dem Kampagnenstart als offiziell gelten:
Am 9. September findet die erste und
bei Bedarf am 4. November die zweite
Wahlrunde statt.

Nachdem die Verhandlungen zwi-
schen der Menchú unterstützenden in-
digenen Gruppierung Wina´q und der
sondierenden Allianz zwischen der Na-
tionalen Revolutionären Einheit Gua-
temalas (URNG) und der Breiten Bewe-
gung der Linken (MAIZ) aufgrund feh-
lenden Konsenses schon nach Kurzem
abgebrochen wurden, haben sich Men-
chú und die EG-Generalsekretärin Nineth
Montenegro samt Crews schliesslich

einigen können. Über Details und vor
allem die von Wina´q im Vorfeld gefor-
derten 50/50-Aufteilung der Posten ge-
langten keine Informationen an die Öf-
fentlichkeit. Auch der Name der Person,
die die Vizepräsidentschaft bekleiden
soll, steht bislang offiziell noch nicht
fest. Im Gespräch sind der Direktor des
Zentralamerikanischen Studieninsti-
tuts für Steuerfragen (ICEF), Juan Al-
berto Fuentes Knight und der Anwalt
und Journalist Mario Fuentes Destarac.

Rigoberta hat inzwischen mit der -
wie sie es nennt - „Ameisenarbeit“ be-
gonnen und sucht den Kontakt zur Ba-
sis. Anders als die traditionellen Partei-
en, die mittels kostspieligen Projekten,
Werbegeschenken und –plakaten um
Stimmen buhlen und sich ihre lokalen
VertreterInnen nach deren Farbe aussu-
chen, organisieren das Encuentro und
Wina´q Volksversammlungen und lassen
die lokalen KandidatInnen per Konsul-
tation auswählen.

Aufgrund ihrer Postulierung hat
Menchú inzwischen ihren Posten als
Friedensvertrags-Botschafterin in der
Regierung aufgegeben.

Politisch wird die Konstellation
zwischen EG und Menchú vor allem als
Schlag gegen die URNG und die Linke
allgemein gewertet. Verzeichnet die lin-
ke Partei seit einiger Zeit aufgrund der
inneren Streitigkeiten ohnehin eher Ver-
luste, wird das von den zwei bekannten
Frauen, die sich beide eher zur politi-
schen Mitte orientieren, geführte Präsi-
dentschaftsprojekt sicher potentielle
WählerInnen einer Alternative zum
sonst rechts-oligarchen Parteienspek-
trum abziehen und einem Überschwap-
pen der lateinamerikanischen Linkswo-
ge wird der Wind genommen.

Gleichzeitig müssen sich nun die
Kandidaten der übrigen Parteien Gedan-
ken um ihre Kampagnen und Botschaf-
ten machen, da plötzlich ein Gegenvor-
schlag zu ihnen auf dem Tisch liegt.

Kandidatin Rigoberta!

Acht Morde, doch in Sachen Ermittlungen: Nichts
Guatemala, 16. März. Wirklich

neue Enthüllungen gibt es um den acht-
fachen Mord an drei salvadorianischen
Abgeordneten, ihrem Chauffeur und in
Folge an vier von ihren Mördern, Polizi-
sten der Kriminalabteilung DINC von
Beruf, selbst nach zwei Wochen Ermitt-
lungen nicht. Das präsente FBI will sei-
nen Bericht in dieser Woche vorlegen.
(siehe ¡Fijáte! 380) Weder ist geklärt, wer
die Polizisten im „Hochsicherheitsge-
fängnis“ El Boquerón getötet hat, noch
gibt es konkretere Hinweise auf das Mo-
tiv für das Verbrechen an den Salvado-
rianern. Von guatemaltekischer Seite wird
immer noch die These vertreten, es habe
sich um einen Drogenkartellkonflikt ge-
handelt, in den einer oder mehrere der
Abgeordneten involviert waren, was
vom Nachbarland heftig dementiert wird.
Dessen Staatsanwaltschaft und Polizei
spekulieren hingegen darauf, dass ihre
Landsmänner unschuldige Opfer gewor-
den sind in einem Drogendisput mit ei-
nem Kartell in Jutiapa, bei dem die DINC
hochgehen sollte. – Auf dem Video von
der Tankstelle ist ein zweites Auto zu
sehen, dass einem Drogendealer in je-
nem Departement gehören soll. -

Javier Figueroa, der ehemalige stell-
vertretenden Ermittlungsleiter der Natio-
nalen Zivilpolizei (PNC) hat seine „Ur-
laubsreise“ inzwischen von Costa Rica
über Panama nach Venezuela fortgesetzt,
während seine Familie nach Mexiko ge-
reist ist. Derweil gibt es neue Hinweise
darauf, dass nicht nur er und der ehema-
ligen DINC-Chef Victor Soto, die angeb-
lich einem Todesschwadron innerhalb
der Polizei vorstehen sollen genauso wie
der Berater des Innenministers, Victor
Rivera und der Minister, Carlos Vielmann

in irgendeiner Form persönlich in die
Taten verwickelt sind. Die Patriotische
Partei (PP), die inzwischen die Interpel-
lation des Innenministers begonnen hat,
jedoch immer noch auf Antworten des
Funktionärs wartet, die noch nicht be-
kannt sind, hat drei Videos präsentiert;
auf einem davon sagt ein ehemaliger
Polizist aus, dass der Mord an den Ab-
geordneten im Innenministerium geplant
worden sei und Soto mit Figueroa kurz
vorher in El Salvador gewesen waren,
um die Opfer zu beschatten.

Und just in diesen Tagen kamen
neue Details von Zusammenhängen ans
Tageslicht. Das Menschenrechtsproku-
rat (PDH) erkannte auf einem Foto, das
bei der Stürmung des Gefängnisses El
Pavón im August letzten Jahres, auf der
immer noch der Verdacht der ausserge-
richtlichen Hinrichtung von sieben Ge-
fangenen lastet, aufgenommen wurde,
zwei Männer, die als Scharfschützen
gekleidet waren, aber nicht als Polizisten
registriert sind. (siehe ¡Fijátes! 369 und
375) Nun stellt sich heraus, dass es sich
um zwei Brüder handelt, die seit letztem
Jahr als „ehrenamtliche Berater“ für die
PNC arbeiten und aus diesem Grund im
Pavón dabei waren. Und aktuell waren
sie in die Ermittlungen des Mordes an
den Abgeordneten eingeschaltet. Just
am Abend des Tages, an dem die Tages-
zeitung elPeriódico ihre Identität und
Funktion für die PNC publiziert hatte,
wurde ihr Auto mit ihnen an Bord unter
Maschinengewehrbeschuss genom-
men. Beide entkamen unverletzt der At-
tacke aufgrund der schusssicheren Rük-
kenlehnen und Türen des Wagens.

Inzwischen hat auch der fünfte
DINC-Polizist die ersten Aussagen ge-

leistet. Gemäss ihm, Marvin Roberto
Contreras Natareno, habe er sich nicht
erst am 28. Februar, sondern bereits vier
Tage früher freiwillig gestellt und sei in
dieser Zeit illegal vom Innenministerium
festgehalten sowie aussergerichtlich
vom Innenminister, dessen Berater Rive-
ra, vom PNC-Chef Erwin Sperisen und
von zwei Staatsanwälten verhört wor-
den. Er selbst sei bloss Zeuge des Mor-
des an den vier Salvadorianern gewe-
sen und fungierte als Wache während
des Verbrechens. Seine Kollegen hatten
das Auto der Abgeordneten komplett
auseinander genommen auf der Suche
nach Drogen, ohne diese zu finden.

Ein sechster DINC-Ermittler, Jeiner
Barillas, der an der Tat beteiligt gewe-
sen sein soll, ist flüchtig, gegen zwei
weitere Männer, darunter ein Chemiker,
der die Weisspulvermischung für die
Inbrandsetzung des Fahrzeuges produ-
ziert habe, ist inzwischen Arrest ange-
ordnet. Trotz seiner Aussagen und den
Umständen wurde Contreras weder Zeu-
genschutz von Seiten der Staatsanwalt-
schaft gewährt, die derweil von der In-
teramerikanischen Menschenrechts-
kommission (CIDH) übernommen wur-
de, noch erklärte sich der zuständige
Richter dazu bereit, die Anklage auf
Mord in Verbrechensdeckung zu ver-
wandeln.

Während Vielmann Contreras kate-
gorisch als Mörder bezeichnet und des-
sen Glaubwürdigkeit im Vergleich zu der
der Staatsanwaltschaft und Polizei in
Frage stellt, bezeichnen die PDH und die
Leiterin der Pflichtverteidigung (DP) die
Enthüllungen des DINC-Polizisten als
schwerwiegend, die unbedingt unter-
sucht werden müssten.
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Guatemala, 15. März. Da sich der
Kongress nicht bis Mitternacht des 30.
November vergangenen Jahres über die
Verteilung des Etats für 2007 einigen
konnte, war für diesen automatisch die
Höhe des vorhergehenden, sprich dem
von 2006 gültig: 37,704 Mrd. Quetzales
(ca. US-$ 5 Mrd.). (siehe ¡Fijáte! 374).
Von Vornherein war klar, dass mindestens
Q 2 Mrd. für diverse Vorhaben fehlen
würden, allein das Verteidigungsministe-
rium hatte eine Erhöhung um Q 120 Mio.
ob seiner Ausgaben für die militärische
Unterstützung der Nationalen Zivilpo-
lizei (PNC) in Sachen öffentliche Sicher-
heit beantragt.

Gleichzeitig kamen noch im Dezem-
ber einige Unsauberkeiten im Umgang
mit dem Staatshaushalt ans Tageslicht.
Die Abgeordnete vom Encuentro por
Guatemala (EG), Nineth Montenegro,
machte nicht nur darauf aufmerksam,
dass innerhalb von zwei Wochen 4,2
Mrd. Quetzales innerhalb der Regierung
verschoben wurden, sondern denunzier-
te zudem, dass vom Haushalt 2006 min-
destens 3 Mrd. Quetzales ohne Steuer-
prüfung ausgegeben worden waren.
Zum Grossteil waren diese Gelder von
internationalen Organisationen und
Nichtregierungsorganisationen verwal-
tet worden, was noch im Januar für Auf-
ruhr um das involvierte UN-Entwick-
lungsprogramm (UNDP) sorgte. Der
Vorteil dieser Institutionen ist, dass sie
sich, im Gegensatz zu Regierungsinstan-
zen, weder obligatorisch an Rechnungs-
prüfungen, Ausschreibungspflichten,
noch nationalen Gehaltstarifen richten
müssen, was die Ausführung von Vor-
haben deutlich beschleunigt, jedoch
nicht zur Transparenz beiträgt.

Montenegro kritisierte ausserdem
den teilweise äusserst geringen Ver-
brauch der zugewiesenen Gelder von
Seiten der Ministerien und Programme,
von denen die Sozialen Programme mit
einem Ausnutzen von 58% ihres Bud-
gets am wenigsten ausgegeben haben.
Als Beispiel nennt sie dabei das Natio-
nale Entschädigungsprogramm (PNR),
das seit vier Jahren jährlich über einen
Etat von 300 Mio. Quetzales verfügt,
doch bis Ende 2006 gerade einmal 109
Mio. in ökonomische Entschädigung, 7
Mio. in Exhumierungen und 3 Mio. in
psychosoziale Begleitung investiert hat.
40 Mio. gingen derweil bis April 2006 in
Verwaltungskosten.

Die Menschenrechtsorganisation
Grupo de Apoyo Mutuo (GAM) weist in
diesem Zusammenhang darauf hin, dass
trotz der knapp 20 Mrd. Quetzales, die in
den letzten zehn Jahren von den staatli-
chen Sozialprogrammen ausgegeben
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wurden, die Zahlen von der in Armut und
extremer Armut und Hunger lebenden
Bevölkerung stetig steigen, die Program-
me also keine Wirkung zeigen.

Gleichzeitig beobachtete Montene-
gro im letzten Jahr, dass von der Regie-
rung insgesamt 78 Mio. Quetzales in
Werbung und 54 Mio. in Auslandsrei-
sen investiert wurden.

Schon im Dezember hatte Präsident
Berger seinerseits grünes Licht für die
Budgeterweiterung des Verteidigungs-
ressorts gegeben, doch von diesem war
nach der den Februar über währenden
Diskussion um die allgemeine Etatauf-
stockung keine Rede mehr. Unterdessen
beschwerte sich Vizepräsident Eduardo
Stein darüber, dass die Opposition ihre
Zustimmung von Änderungen der wahl-
politisch berühmt-berüchtigten Geogra-
phischen Liste von Bauvorhaben abhän-
gig mache, doch im Endeffekt billigte
zuerst die Finanzkommission mit 18 von
21 Stimmen und schliesslich auch der
Kongress unter nationaler Dringlichkeit
mit 107 Ja-Stimmen von 121 anwesen-
den Abgeordneten die Erhöhung des
Haushaltes 2007 um 3,366 Mrd. auf ins-
gesamt 40,198 Mrd. Quetzales (ca. US-$
5,3 Mrd). Und es ist die Opposition, be-
stehend aus der Patriotischen Partei,
den Unionistas und dem Encuentro por
Guatemala, die bemäkelt, dass keine
Normen aufgestellt wurden, um die Aus-
gabentransparenz zu gewähren, und
dass weder die Währungskommission

noch die Steuerbehörde (SAT) konsul-
tiert worden seien. Denn für die Berech-
nung des neuen Etats wurden kurzer-
hand die Schuldenlast um mehr als 3
Mrd. auf insgesamt fast 10 Mrd. Quet-
zales erhöht und mit 284 Mio. mehr an
Importsteuereinnahmen gerechnet. 250
weitere Millionen sollen aus Anleihen
stammen und die Kollokation von
Schatzbriefen gilt ebenfalls als Geldquel-
le.

Zumindest wurden dem Obersten
Wahlgericht (TSE) die beantragten 409
Mio. Quetzales zusätzlich gewährt, das
Bildungsministerium bekommt 791,4
Mio. mehr, dass Gesundheitsministeri-
um 448,6 Mio. und das Innenministeri-
um 317 Mio. Diese sollen in den Zivilen
Geheimdienst (DIGICI), das Gefängnis-
system, den Kampf gegen das organi-
sierte Verbrechen und das Forensische
Institut (INACIF) fliessen.

Nach dieser schweren Geburt preist
die Regierung den Monat März als Mo-
nat der Transparenz, während dem alle
Ressorts ihre Buchführung vorweisen
müssen. Für die GAM stellt diese Her-
aushebung jedoch eine politische Show
dar, sei die Regierung doch dazu ver-
pflichtet, den BürgerInnen ihre Ausga-
ben zu präsentieren. Ausserdem stelle
Transparenz mehr dar, als zu erzählen,
wie viel für was ausgegeben wurde. Dies
sage schliesslich nichts über die Effizi-
enz und die Zielerfüllung der Institutio-
nen aus.

Guatemala, 16. März. Nach den
letzten Ereignissen im Land – die Morde
und die hohen Besuche – scheint so-
wohl von der Stadt als auch von der
Regierung das riesige Loch vergessen
worden zu sein, dass im Stadtviertel San
Antonio klafft und das Leben der An-
wohnerInnen immer noch gefährdet.
Angesichts seiner Verortung ist nicht
auszuschliessen, dass die Verbindung
zwischen der Hauptstadt und dem Osten
des Landes sowie der Atlantik-Küste
beeinträchtigt wird. Daneben leben die
Familien in einer improvisierten Notun-
terkunft, ohne dass eine Lösung für sie
in Sicht scheint. Die Autoritäten schie-
ben sich gegenseitig die Verantwortung
zu. Bürgermeister Álvaro Arzú beharrt
darauf, dass es sich um ein Problem auf-
grund einer geologischen Falte handele
– und somit ausserhalb seiner Zustän-
digkeit liege; Präsident Berger bietet un-
terdessen die Hälfte der nötigen Gelder
für die Instandsetzung an, doch niemand
nimmt die Sache in die Hand.

Keinen Monat nach dem Absacken

in der Zone 6 melden AnwohnerInnen
eines Viertels im Hauptstadtvorort Mix-
co Geräusche, “wie von rollenden Fäs-
sern“. Einige Wohnhäuser haben bereits
Risse, zwei sind aufgrund ihres Verfalls
geräumt worden. Dazu kommt eine wohl
ein Meter breite Kluft, die sich auf eini-
gen Strassen geöffnet hat, derweil die
Abwässer der katholischen Kirche seit
dem Erdbeben 1976 direkt in die Erde
fliessen, da die Kanalisation kaputt ist.

Schon seit dem ersten Krater wur-
de dieser in den Zeitungskommentaren
gerne als Metapher benutzt, spiegle die-
ses Phänomen doch das wieder, was in
Guatemala passiere. In diesem Sinne
befinde sich Guatemala eingesunken in
einem tiefen Loch, dessen Dimensionen
nicht einzuschätzen seien. „Während wir
uns von Besuchern ablenken lassen
(Bush, den Delegierten der Versammlung
der IADB und anderen) untergräbt sich
die Struktur der Institutionalität und
Funktionsfähigkeit Stück für Stück von
selbst, die wir als Land haben“, so eine
Kolumne in der Tageszeitung La Hora.

Das Loch und noch mehr Löcher
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Der untergrabene Staat
Der erbarmungslose Mord an drei

Salvadorianern, Abgeordnete des Zen-
tralamerikanischen Parlaments, am 19.
Februar ist den Tätern nicht gut gelun-
gen, obwohl sie Experten in dieser Ar-
beit waren. Die Tat löste eine Kettenre-
aktion von Ereignissen aus, die trotz der
Verwirrungsmanöver mit Bestimmtheit
klarstellen, dass die Staatsinstitutionen
von unheilvollen Gruppen eingenom-
men sind, mit dem Einverständnis der
höchsten Autoritäten.

Schauen wir uns ein paar Tatsachen an:
1. Sechs Tage nach dem Verbre-

chen, ebenfalls mit professionellem
Hass, werden vier der beschuldigten
Polizisten im „Hochsicherheitsgefäng-
nis“ El Boquerón beseitigt, vier Män-
ner, die über kostbare Information zu den
intellektuellen Tätern des Verbrechens
an den Abgeordneten verfügen.

2. Die Versionen über dieses neue
Verbrechen widersprechen sich: Der In-
nenminister, Carlos Vielmann, beharrt
darauf, dass es von aufständischen
Gruppen der Inhaftierten begangen wur-
de und er benutzt einen Medienauf-
marsch, um es zu beweisen. Während
dessen versichern ZeugInnen, ein
schwer bewaffnetes und maskiertes
Kommando ins Gefängnis hineingehen
gesehen zu haben, das mit Leichtigkeit
sieben mit verschiedenen Schlüsseln
versperrte Türen passierte.

3. Ein Polizist, der in ZeugInnen-
schutz genommen wurde, sagt aus, er
habe bereits 2006 beim Menschen-
rechtsprokurat Anzeige erstattet ob der
Existenz von zwei Gruppen des organi-
sierten Verbrechens in der Polizei und er
bezeichnet als deren Verantwortliche die
direkten Vorgesetzten der ermordeten
Polizisten.

4. Mehr als 20 Tage nach den Taten
ist weder der Innenminister noch der Po-
lizeidirektor seines Amtes enthoben wor-
den, trotz der weltweiten Wogen, die die
Nachricht schlug, trotz des diplomati-
schen Aufruhrs und der Spannungen mit
der salvadorianischen Regierung.

5. Die erste Phase der folgenden In-
terpellation des Innenministers war eher
ein Witz denn die Bemühung des Funk-
tionärs, zur Aufklärung der Wahrheit
beizutragen: Er verwendete den Grossteil
der Zeit darauf, in aller Ruhe und mit al-

len Details die lange Liste der BeraterIn-
nen seines Ressorts vorzulesen…

Zu diesen Tatsachen summieren
sich weitere, wie das verdächtige Ver-
trauen von Präsident Berger in seinen
Minister und seinen Polizeichef und das
seltsame Schweigen der mächtigen kon-
servativen Unternehmensgremien, wie
der Unternehmensverband CACIF und
seine neoliberalen Ideologen, die sonst
sich mit Elan an den Debatten der Pres-
se beteiligen.

Ich bin kein Ermittler, aber ich bin
auch nicht völlig blöd und habe viele
Fragen zu der ganzen Geschichte: War-
um waren es just Elitepolizisten, wie stets
versichert wird, die die Abgeordneten
ermordet haben? Wenn solche Verbre-
chen in Guatemala unter Beteiligung von
qualifizierten Polizeikräften verübt wer-
den können, welches Schicksal erwar-
ten dann VerteidigerInnen der Men-
schenrechte, der natürlichen Ressour-
cen oder der Maya-Kultur? Wer kann
da noch die innere Sicherheit für die
BürgerInnen garantieren? Was bleibt
von der Befehlskette der Sicherheitsin-
stitutionen übrig? Warum will uns der
Innenminister entgegen ZeugInnenaus-
sagen weismachen, dass die beschuldig-
ten Polizisten nicht von einem Komman-
do sondern von Häftlingsbanden um-
gebracht wurden, die die Polizisten an-
geblich hassten? Wenn man für diese
tatsächlich höchste Sicherheit anstreb-
te, warum wurden sie dort eingesperrt,
wo die Häftlinge sie töten konnten? Wer
öffnete all die sieben Türen, vom Ein-
gang des Knastes angefangen? Warum
hat die Presse (die von der Oligarchie
kontrolliert wird) keine Abzüge der Zeu-
gInnenaussagen veröffentlicht, die das
Kommando in das Gefängnis haben hin-
eingehen sehen, ist dies doch eine In-
formation von enormer Tragweite? War-
um behalten der Präsident und seine
Regierung den Minister und seinen Po-
lizeichef im Amt? Wäre es nicht logisch,
sie ihres Amtes zu entheben, um die Er-
mittlungen zu erleichtern? Warum
schweigt die Oligarchie? Warum schwei-
gen die neoliberalen Ideologen?

Ich habe gelesen, dass der Polizei-
chef der Sohn von Erwin Sperisen ist,
einem Schweizer Guatemalteken, der

Guatemala vor der Welthandelsorgani-
sation (WTO) vertritt und Schlüsselfi-
gur bei der Unterzeichnung des Freihan-
delsvertrages (TLC) war. Eine besonde-
re Rolle hat er wohl bei der Aufhebung
des Speziellen Agrarschutzes (SEA)
gespielt, dem einzigen Verteidigungsme-
chanismus, der den guatemaltekischen
BäuerInnen angesichts der neoliberalen
Gier geblieben war. Der andere, Speri-
sen junior, wurde zu Beginn der Regie-
rung Berger im Januar 2004 ohne irgend-
welche Vorerfahrungen zum Chef der
Nationalen Zivilpolizei ernannt. Die Ab-
sicht bestand darin, den Unmut des Vol-
kes ob der Politik zu kontrollieren, die
die neoliberale Regierung zu Gunsten
des Freihandelsabkommens und der
Minenkonzessionen entschieden war
durchzusetzen. Gezeigt hat sich das spä-
ter bei den repressiven Massnahmen
von Seiten der Polizei gegen die Volks-
proteste wegen der Minenexplotationen.
(Und nach der makabren Geschichte von
den ermordeten Abgeordneten und Po-
lizisten kommt der Verdacht auf, dass just
diese Polizei nicht nur mit dem Tod von
gesellschaftlich Marginalisierten, son-
dern auch von führenden Umweltaktivi-
stInnen zu tun hat.)

Es ist bekannt, dass die Regierung
Berger Prioritäten gesetzt hat und sich
der Fortsetzung der Ausverkaufspolitik
widmet, die bereits die Regierung von
Álvaro Arzú vorangetrieben hat, der fest-
legte, dass gerade einmal 1% des Ge-
winns des Minenabbaus im Land bleibt
und damit schamlos 99% unserer Natur-
ressourcen an die ausländischen Unter-
nehmen verschenkt werden. Berger und
seine oligarchen Gesellschafter brau-
chen schlicht und einfach Persönlich-
keiten wie den Minister Vielmann oder
den Polizeichef Sperisen, die sämtliche
Erleichterungen für die neoliberalen Ge-
schäfte und für andere weniger vorzeig-
bare Deals, wie den Drogenhandel ga-
rantieren.

Also, mit Leuten wie diesen und
den Interessen, die sie verteidigen, ver-
stehen wir jetzt ein bisschen besser die
Dimensionen des Niedergangs des Staa-
tes in Guatemala und können uns eine
Vorstellung davon machen, wer ihn un-
tergräbt.
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